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Steuerinspektor Altheim, beschäftigt beim Finanzamt Kassel, fühlt sich als Sachbearbeiter für die Einkommensteuerveranlagung sehr wohl. Dies hat unter anderem seine Ursache darin, dass der Arbeitsanfall sehr

gering ist. Im Dezember 2008 kommt vom Finanzamt Wiesbaden die Bitte, einen Sachbearbeiter für Einkommensteuer nach Wiesbaden abzuordnen, um die dortigen Rückstände aufzuarbeiten.

Der Leiter des Finanzamtes Kassel hört den Steuerinspektor Altheim zu der beabsichtigten Abordnung von 8 Monaten zum Finanzamt Wiesbaden. Altheim trägt vor, dass er nicht nach Wiesbaden möchte, da seine Freundin in Kassel arbeite. Er werde sich gegen eine Abordnung zu wehren wissen.

Fragen:

1. Unter welchen Voraussetzungen ist eine Abordnung zulässig?

2. Kann der Beamte die Abordnungsverfügung anfechten? Was ist bei einem "Anfechtungsverfahren" zu beachten (z.B. Zuständigkeiten)? 

3. Hat die Weigerung von Altheim Aussicht auf Erfolg?

4. Ist bei Abordnungen der Personalrat und ggf. die Frauenbeauftragte zu beteiligen? 
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Lösung

Zu 1

Die Voraussetzungen für eine Abordnung sind in § 28 HBG geregelt. Eine Abordnung ist zulässig, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind:

· es besteht ein dienstliches Bedürfnis

· eine dem Amt des Beamten entsprechende Tätigkeit soll übertragen werden

· eine andere Dienststelle (ggf. auch ein anderer Dienstherr) 

· vorübergehende Maßnahme
· Zustimmung des Beamten bei einer Abordnung von längerer Dauer als 1 Jahr. 

· Der Beamte ist vorher zu hören (Dieser Grundsatz ergibt sich aus der Fürsorgepflicht des Dienstherrn

Zu 2.

Die Abordnung ist ein Verwaltungsakt. Der Begriff des Verwaltungsaktes ist in § 35 Verwaltungsverfahrensgesetz umschrieben:

· Hoheitliche Maßnahme

· von einer Behörde

· zur Regelung eines Einzelfalls

· auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts

· auf unmittelbare Rechtswirkung nach Außen gerichtet

Gegen Verwaltungsakte kann  durch Widerspruch / Klage vorgegangen werden. In § 182 HBG ist geregelt, dass bei Widersprüchen gegen beamtenrechtliche Entscheidungen die oberste Dienstbehörde den Widerspruchsbescheid erlässt. Im vorliegenden Falle wäre dies der Minister der Finanzen.

Zu 3.
Die Weigerung ggf auch der Widerspruch von Altheim haben keine Aussicht auf Erfolg, da die Voraussetzungen für eine Abordnung gegeben sind (siehe zu 1.)

Zu 4.

Die Personalräte der abgebenden und der aufnehmenden Dienststellen haben nach § 77 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. e) HPVG ein Mitbestimmungsrecht, wenn die Dauer der Abordnung 6 Monate übersteigt.
Die Frauenbeauftragte ist zur Stellungnahme aufzufordern (§ 16 HGIG)
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